
 

Grundlagenbeitrag: Regionale Inzidenz der Arbeitsmarktpolitik 
und ihrer Finanzierung (WZB) 
Während die Arheitslosenzahl in der Bundesrepublik seit 1983 auf hohem Niveau stagniert, werden 
die regionalen Unterschiede in der Arbeitsmarktlage kontinuierlich größer. Eine regional gezielte und 
regional differenzierte Arbeitsmarktpolitik erscheint deshalb sinnvoll und notwendig. Diese Studie 
untersucht für den Zeitraum 1983-1987, inwieweit der regionale Mitteleinsatz der Arbeitsmarktpoli-
tik durch die Vereinnahmung und Verausgabung von Ressourcen zur Umverteilung zwischen den 
Regionen und zur Kaufkraftstabilisierung in den Problemregionen beiträgt. Zur Arbeitsmarktpolitik 
werden dabei sowohl die Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit (Arbeitslosengeld und -hilfe) als 
auch die Arbeitsforderungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit („aktive“ Arbeitsmarktpolitik) 
gerechnet. 

 

Die Analyse der Ausgabenverteilung zeigt, daß Regionen (Landesarbeitsamtsbezirke) mit relativ nied-
riger Arbeitslosigkeit (im Verhältnis zu den Arbeitslosenzahlen) überproportional von den Leistungen 
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der Bundesanstalt profitieren, während Regionen mit sehr hoher Arbeitslosigkeit nur unterdurch-
schnittliche Ausgabenanteile erhalten. Lediglich bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und bei der 
Arbeitslosenhilfe entfallen überdurchschnittliche Mittelanteile auf die Problemregionen. Das dominierende 
Verteilungsmuster wird offenbar vor allem dadurch verursacht, daß die meisten arbeitsmarktpolitischen 
Leistungen nach Versicherungsprinzipien aufgrund früherer Beitragszahlungen gewährt werden und 
daß der Anteil der Arbeitslosen mit entsprechend erworbenen Ansprüchen in Problemregionen unter dem 
Durchschnitt liegt. Außerdem wird die „aktive“ Arbeitsmarktpolitik in den Problemregionen offenbar 
dadurch behindert, daß die Arbeitsverwaltung hier in besonderem Maße mit der Verwaltung der Arbeits-
losigkeit und der Gewährung von Lohnersatzleistungen belastet ist; zur Durchführung von Arbeitsförde-
rungsmaßnahmen stehen deshalb gerade hier nur unterdurchschnittliche personelle und organisatori-
sche Kapazitäten zur Verfügung. 

 

Obwohl auf die Problemregionen nur unterdurchschnittliche Ausgaben je Arbeitslosen entfallen, 
wirkt die Arbeitsmarktpolitik - wie der zweite Teil der Untersuchung zeigt -durch das Zusammenwirken 
ihrer Einnahmen und Ausgaben als regionaler Kaufkraftstabilisator: Angesichts ihrer hohen Arbeits-
losenzahlen erhalten die Problemregionen mehr Ausgaben, als sie an Beiträgen und Steuern zur 
Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik aufbringen, während Regionen mit niedriger Arbeitslosigkeit 
umgekehrt mehr Ressourcen aufbringen, als sie verausgaben. Zwischen den Landesarbeitsamtsbe-
zirken wird auf diese Weise ein Finanzvolumen umverteilt, das mit rund 4 Mrd. DM im Jahr deutlich 
größer ist als das des Länderfinanzausgleichs und das auch den möglichen regionalen Umvertei-
lungseffekt der „Albrecht-Initiative“ (d.h. der vorgeschlagenen Neuregelung der Sozialhilfe-
Finanzierung) weit übertrifft. Dieses Finanzvolumen stabilisiert die Kaufkraft in den Problemregionen 
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und verhindert so zumindest teilweise, daß sich regional konzentrierte Arbeitslosigkeit selbst ver-
stärkt. 

Die Untersuchung endet mit der Frage, wie der regionale Stabilisierungseffekt der Arbeitsmarktpolitik 
durch einen problemgerechteren regionalen Einsatz der Arbeitsförderungsmaßnahmen noch ver-
stärkt werden könnte. Sie empfiehlt u.a. eine stärkere Beteiligung des Bundeshaushalts an der Fi-
nanzierung der Arbeitsmarktpolitik, damit der Mitteleinsatz unabhängiger von Versicherungsprinzi-
pien und erworbenen Ansprüchen erfolgen kann. 
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